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<Betreff>

hinaus ein besonderes öffentliches Interesse im Zusammenhang mit dem Rettungswesen im Freistaat Bayern
besteht.

Die luftrechtliche Genehmigung des neuen erhöhten Landeplatzes ist gemäß § 6 LuftVG erforderlich, da an
diesem Ort fortgesetzt uncTregelmäßig Flugbetrieb mit Drehflüglern stattfinden soll. Ergänzend zu den Aus-
führungen im Gutachten möchten wir auf folgende Punkte gesondert eingehen:

Aus baurechtlicher Sicht wurde für das Vorhaben „Erweiterungsneubau München Klink Bogenhausen" von
der zuständigen Bauaufsichtsbehörde (Lokalbaukommission München) mit Bescheid vom 16. 07.2019 eine
Genehmigung gem. Art. 60 und 68 BayBO mit aufschiebenden Bedingungen, u. a. luftverkehrsrechtlichem
Auflagenvorbehalt, erteilt.

In Punkt 10. 1 wird auf die Erforderlichkeit einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls und anschließend
ggf. noch einer Umweltverträglichkeitsprüfung hinsichtlich der Anwendung des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) hingewiesen. Nach Rücksprache mit der Lokalbaukommission (LBK) der
Stadt München könnenwir Ihnen hierzu folgendes mitteilen:

Im Rahmen derTeiländerung des Bebauungsplanes Nr. 3n wurde sowohl eine mögliche Verlegung des
Hubschrauberlandeplatzes auf das Dach als auch die Naturschutzrechtlichen und Artenschutzrechtlichen^
Themen geprüft und behandelt. Die Ergebnisse wurden in einer "Begründung des Bebauungsplanentwurfs"
zusammengefasst, die in diesem Fall der erforderlichen Vorprüfung entspricht. Die Ergebnisse lauten u. a.
wie folgt:

• "Die Planung für einen Dachlandeplatz auf dem Neubau des Klinikums Bogenhausen erfüllt gemäß
den aktuellen baulichen und flugbetrieblichen Vorschriften den höchsten Standard für sicheren Flug-
betrieb. Dies wurde mit einer gutachterlichen Stellungnahme vom Juli 2014 eines Sachverständigen
für Hubschrauber-Flugplätze bestätigt. Die Schwellen der Vorsorgewerte gemäß dern^ Gesetz zum
Schutz gegen Fluglärm (FlugLärmG) werden dabei deutlich unterschritten und auch Gefahren für ei-
ne Gesundheitsgefährdung sind in keinem Fall zu erwarten. Der Betrieb des Hubschrauberlande^
Platzes auf Basis der anzuwendenden Rechtsgrundlagen und großem fliegerischen Erfahrungswis^
sen kann daher grundsätzlich ohne Gefahren für die öffentliche Sicherheit und auch umweltverträgli-
eher ermöglicht werden."

• "Gemäß der Landeplatz-Fluglärmleitlinie des LSnderausschusses für Immissionsschutz (LAI) sollten
i\/;inderungsmaßnahmen eingeleitet werden, wenn die Orientierungswerte der DIN 18005 um mehr
als 5 dB überschritten werden. Da die Orientierungswerde der DIN 18005 nicht überschritten wer-
den, werden keine Schutz- oder Kompensationsmaßnahmen gegen Fluglärm notwendig.'

• "Im Planungsgebiet ist [... ] ein brütendes Sperberpaar nachgewiesen. [... ] Durch die hohen Flugge-
schwindigkeiten bei der Jagd ist der Sperber in besonderem Maße durch Vogelsch lag gefährdet. Als
konfliktvermeidende Maßnahme wird zum Schutz des Vorkommens des Sperbers im Planungsge-
biet und im Interesse des allgemeinen Vogelschutzes festgesetzt, dass bei großflächigen Glasele-
menten den Belangen des Vogelschutzes Rechnung tragende Verglasungen oder Gestaltungen zu
wählen sind. [... ]"

s "Zusätzlich sind zum allgemeinen Vogelschutz, um Tötungen von Jungvögeln oder die Zerstörung
zukünftig möglicherweise besetzter Nester zu vermeiden, die gesetzlich vorgeschriebenen Ro-
dungszeiten einzuhalten,"

• "Das artenschutzrechtliche Gutachten ergab, dass [... ] kein Verstoß gegen Verbote gemäß §44 Abs
1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG absehbar ist."

Bis auf die o. g. Schutzmaßnahmen gibt die Begründung des Bebauungsplanentwurfs keine weiteren Ver-
meidungs- oder Minimierungsmaßnahmen vor.




